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1. Wortlaut der Petition 

Umnutzung leere Bürogebäude zu Wohnraum 

5 Jahre Recht auf Wohnen in Basel – Umsetzung lässt auf sich warten  

Die kantonale Initiative „Recht auf Wohnen“ wurde am 10. Juni 2018 mit 25’596 zu 19’004 Stimmen 
(57.4 %) angenommen. Wenn wir die Statistik der Meldeadressen für Menschen ohne festen Wohn-
sitz anschauen, wird schnell klar: Mit einem Rückgang um nicht mal 20 % ist der Auftrag des Stimm-
volkes bei weitem nicht umgesetzt! Am 10. Juni 2023 waren 321 Menschen als wohnungslos 
gemeldet.  

Dabei wären die benötigten Kubikmeter bereits gebaut:  

• Um- und weiterbauen im Bestand ist nicht nur klimaschonender als die Planung auf der grünen 
Wiese, oder Abriss und Neubau, sondern vor allem auch viel schneller zu realisieren und dabei 
kostengünstiger.  

• 2022 wurden gut 200‘000 m2 leere Geschäftsflächen gemeldet (dreimal so viel wie 2015), 
110‘000 m2 davon entfallen auf ehemalige Büroflächen. Das entspricht 22 Fussballfeldern oder 
rund 3‘000 1-Zimmer-Wohnungen. Eine Trendwende ist hier nicht zu erwarten (Stichworte: 
Home Office und raumsparende Co-working-spaces).  

• Neben den Büros sind vor allem auch Ladenlokale und Warenhäuser interessant. Auch wenn in 
Basel gerade der altehrwürdige Globus umgebaut wird, ist absehbar, dass in den nächsten Jah-
ren der Bedarf an Verkaufsflächen rückläufig sein wird. In Berlin werden zum Beispiel grosse 
Kaufhäuser umgebaut (Kombinationen von Popup-Stores, sozialen Einrichtungen und Wohn-
raum), was letztlich auch der schleichenden Verödung der Innenstädte entgegenwirkt.  

• Mit der Umnutzung des ehemaligen Hauptsitzes des Amtes für Umwelt und Energie oder der 
geplanten Umnutzung des ehemaligen Novartis-Bürohochhauses sind positive Beispiele.  

Wir fordern deshalb, dass der Kanton Basel-Stadt unter Einbezug von Liegenschaftsbesit-
zer:innen unverzüglich eine Offensive startet zur Umnutzung leerstehender Gebäude zu 
Wohnraum, der für alle bezahlbar ist.  

Er darf sich dabei nicht hinter Ausreden wie „falsche Bauzone“ oder „ungeeignete architek-
tonische Grundraster“ verstecken.  

Die weiterhin herrschende Wohnungsnot erfordert mutige und kreative Schritte. Probleme 
lassen sich lösen – wenn der politische Wille da ist. 

2. Kommissionsberatung 

2.1 Vorgehen 

Der Grosse Rat hat die Petition P470 «Umnutzung leere Bürogebäude zu Wohnraum» an seiner 

Sitzung vom 8. November 2023 der Petitionskommission zur Prüfung und Berichterstattung über-

wiesen. Am 18. Dezember 2023 hörte die Kommission im Rahmen eines Hearings eine Vertretung 

der Petentschaft sowie als Vertreterin des Präsidialdepartements die Leiterin der Fachstelle Wohn-

raumentwicklung in der Kantons- und Stadtentwicklung an. 

Mit Bericht vom 29. Januar 2024 hat die Kommission dem Grossen Rat den Antrag gestellt, die 

Petition dem Regierungsrat zur Stellungnahme innert sechs Monaten zu überweisen. Diesem An-

trag folgte der Grosse Rat mit Beschluss vom 6. März 2024. Am 28. August 2024 hat die Petitions-

kommission die Stellungnahme des Regierungsrats (vgl. Kapitel 3) erhalten. Basierend darauf be-

antragt sie dem Grossen Rat, die Petition dem Regierungsrat zur abschliessenden Behandlung zu 

überweisen (vgl. Kapitel 4). 
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2.2 Bericht der Petitionskommission vom 29. Januar 2024 

2.2.1 Anliegen der Petentschaft 

Die Vertreter der Petentschaft empfinden die vom Basler Stimmvolk im Jahr 2018 angenommene 
Volksinitiative «Recht auf Wohnen» als bisher nur ungenügend umgesetzt. Die Zahl der im Kanton 
Basel-Stadt als wohnungslos gemeldeten Personen habe seit Annahme der Initiative nur um etwa 
20 Prozent abgenommen und liege immer noch bei rund 320. Es gebe in Basel deutlich zu wenig 
bezahlbaren und zugänglichen Wohnraum. Mit Einreichung der Petition solle ein Anstoss gegeben 
werden, damit sich daran etwas ändert. 

Dass es in einer dicht bebauten Stadt wie Basel nicht einfach ist, neuen und vor allem günstigen 
Wohnraum zu schaffen, ist der Petentschaft bewusst. Eine Möglichkeit sieht sie in der Umnutzung 
von Bürogebäuden in Wohnungen. Auf den vom Kanton per 1. Juni 2022 ausgewiesenen 110'000 
Quadratmetern nicht genutzter Bürofläche liessen sich theoretisch etwa 3'000 bescheidene Ein-
zimmerwohnungen realisieren. Es sei nicht zu erwarten, dass die leerstehenden Büroflächen in 
Zukunft wieder ihrem ursprünglichen Zweck gemäss genutzt werden, sondern eher von einer wei-
teren Zunahme an leerstehenden Büroflächen auszugehen. 

Die Petentschaft hat Beispiele von durch Private und Genossenschaften umgenutzten Gebäuden 
genannt. Der Kanton hat das ehemalige Felix Platter-Spital umgenutzt und baut derzeit das ehe-
malige Gebäude des Amts für Umwelt und Energie an der Hochbergerstrasse um. Dort entstünden 
allerdings keine preisgünstigen, sondern eher hochwertige Wohnungen. 

In der Umnutzung von Bürogebäuden erkennt die Petentschaft Potenzial zur Schaffung von Wohn-
raum. Sie bittet den Kanton, einerseits geeignete eigene Liegenschaften umzunutzen und ander-
seits Anreize zu schaffen, damit Private nicht mehr genutzte Bürogebäude zu Wohnraum umwan-
deln. Dafür spreche, dass mehr Wohnraum benötigt wird und bei den Büroflächen ein Überangebot 
besteht. Es handle sich dabei nicht um ein «linkes Anliegen», wie der vom Grossen Rat am 15. 
November 2023 an den Regierungsrat überwiesene Anzug Adrian Iselin und Konsorten betreffend 
Umnutzung Büroflächen zu Wohnraum beweise. 

Als Gruppe, die von der Umnutzung von Bürogebäuden in Wohnraum besonders profitieren würde, 
haben die Vertreter der Petentschaft junge Erwachsene erwähnt, die am Übergang zwischen 
Schule und Beruf stehen oder trotz Arbeitstätigkeit auf Sozialleistungen angewiesen sind. Bezahl-
barer Wohnraum sei für diese, aber auch für andere Menschen in bescheidenen finanziellen Ver-
hältnissen oder mit Defiziten in der Finanz- und Wohnkompetenz absolute Mangelware.  

Auf Nachfrage aus der Kommission haben die Vertreter der Petentschaft erklärt, die von ihnen 
vertretenen Menschen ohne festen Wohnsitz suchten in den allermeisten Fällen eine Wohnung für 
sich allein. Gefragt sind also in erster Linie kleine Wohnungen. Wichtig ist wohnungslosen Men-
schen ein Dach über dem Kopf bzw. ein eigenes Bett, eine Nasszelle und eine Kochgelegenheit. 
Nur ein kleiner Teil der Menschen ohne festen Wohnsitz (sogenannte «rough sleepers») wolle gar 
nicht konventionell wohnen. 

2.2.2 Stellungnahme der Vertretung des Präsidialdepartements 

Die Vertreterin des Präsidialdepartements hat zum einen dargelegt, wie die Umnutzung von Büro-
gebäuden in Wohnraum von der Kantons- und Stadtentwicklung grundsätzlich beurteilt wird, zum 
anderen, welche Massnahmen der Kanton zu Gunsten wirtschaftlich schwächerer Menschen auf 
dem Wohnungsmarkt ergriffen und geplant hat. 

Der Büroleerstand hat sich im Kanton Basel-Stadt in den letzten Jahren erhöht. Die Angebotsquote 
lag lange bei etwa 3 Prozent, stieg im Zuge des Zusammenzugs der Büroarbeitsplätze der Roche 
auf deren eigenem Areal aber auf über 5 Prozent an. Bei Wirtschaftsflächen wird ein Leerstand in 
dieser Grössenordnung allerdings als «gesund» eingestuft; zuziehende Firmen können unter ver-
schiedenen Objekten auswählen.  
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Die Nachfrage nach Büroflächen sinkt durch Flächenoptimierung und das vermehrte Homeoffice. 
Dem steht aber das Beschäftigungswachstum entgegen: Bis 2035 soll es im Kanton Basel-Stadt 
220'000 Arbeitsplätze geben, und durch die Tertiärisierung steigt der Anteil der in Büros arbeiten-
den Menschen. 

Der Kanton ist gemäss der Vertreterin des Präsidialdepartements im Jahr 2014 basierend auf einer 
Potenzialstudie davon ausgegangen, dass infolge der erwähnten Absichten der Roche bis 2021 
durch Umnutzung von Büros 400 bis 600 zusätzliche Wohnungen entstehen könnten. Rückblickend 
lässt sich feststellen, dass innerhalb von acht Jahren 450 Wohnungen entstanden sind, allerdings 
kaum preisgünstige. Aufgrund der unterschiedlichen Struktur von Büro- und Wohnhäusern sind 
Nutzungsänderungen mit hohen Umbaukosten verbunden. Sie liegen im Schnitt bei etwa 80% der 
Kosten von Neubauten. Wirtschaftlicher als bei reinen Bürogebäuden dürften Umnutzungen bei 
zum Wohnen gebauten, später aber in Büros oder Arztpraxen umfunktionierten Gebäuden sein. 
Solche wieder ihrem ursprünglichen Zweck zuzuführen ist einfacher, da die Grundstruktur auf das 
Wohnen ausgerichtet ist. 

Verworfen hat der Regierungsrat die Umnutzung von Bürogebäuden in Zusammenhang mit der 
notwendigen Bereitstellung von Wohnraum für die aus der Ukraine in die Schweiz geflüchteten 
Menschen auch aufgrund baurechtlicher und brandschutzrelevanter Hürden. Die meist privaten 
Eigentümerinnen und Eigentümer von Büroliegenschaften gehen zudem meist davon aus, leerste-
hende Räumlichkeiten früher oder später wieder vermieten zu können. Die Zahl der Umnutzungen 
ist deshalb eher gering.  

Zur Umsetzung des Verfassungsauftrags – dem Ausbau des Angebots an preisgünstigen Wohnun-
gen – hat der Regierungsrat verschiedene Massnamen ergriffen. Seit 2014 existiert die Objekthilfe 
bei Genossenschaftswohnungen. Mit der Abgabe von Baurechten an Genossenschaften mit einer 
breiten Mieterschaft werden diese Bemühungen weiter verstärkt. IBS hat das ebenfalls auf eine 
breite Mieterschaft ausgerichtete Wohnbauprogramm 1000+ lanciert. Wer die Einkommenskriterien 
erfüllt und die Wohnung entsprechend belegt, erhält einen Mietzinsbonus. Die Einrichtung einer mit 
35 Mio. Franken ausgestatteten öffentlich-rechtlichen Stiftung für preisgünstigen Wohnraum ist 
vom Grossen Rat beschlossen worden. Sie soll mit dem Kauf von Wohnungen in Bestandesbauten 
zum Erhalt von günstigem Wohnraum beitragen. Die Sozialhilfe vermietet gemäss § 16 des Wohn-
raumfördergesetzes Wohnungen an Personen, die trotz Anspruch auf Subjekthilfe keine finden 
(wegen z.B. Herkunft, Familiengrösse oder Suchtproblematik). Schliesslich verfügt der Kanton über 
eine gewisse Zahl an Notwohnungen.  

Für obdachlose Personen sucht das Departement für Wirtschaft, Soziales und Umwelt nach Woh-
nungen. Das Pilotprojekt «Housing First» für wohnungs- und obdachlose Menschen mit geringer 
Wohnkompetenz soll weitergeführt und ausgebaut werden. Die Koordinationsstelle für prekäre 
Wohnverhältnisse schützt Menschen mit kleinem Einkommen und teilweise geringer Wohnkompe-
tenz, die in Liegenschaften in hygienisch, baulich oder feuerpolizeilich bedenklichem Zustand woh-
nen, vor Ausbeutung. Darlehen aus dem bei der Stiftung für preisgünstigen Wohnraum angesie-
delten Fonds zum Erwerb von Genossenschaftsanteilscheinen sollen Genossenschaften zu einer 
stärkeren sozialen Durchmischung in ihren Liegenschaften animieren. 

Um weitere Angebotslücken zu schliessen, hat der Regierungsrat am 21. Juni 2023 den Ratschlag 
Soziales Wohnen Basel-Stadt publiziert. Darin sind Zielwerte für preisgünstigen Wohnraum bei 
Liegenschaften im Finanzvermögen des Kantons, öffentlich-rechtlichen Stiftungen und Genossen-
schaftswohnungen formuliert. Der Anteil der preisgünstigen Wohnungen soll von 13.5% im Jahr 
2018 auf 25% im Jahr 2050 steigen. Der Grosse Rat hat den Ratschlag am 13. September 2023 
der Gesundheits- und Sozialkommission zur Vorberatung überwiesen. 

Als für den Kanton kaum möglich bezeichnet hat es die Vertreterin des Präsidialdepartements, 
leerstehende Wohnhäuser zu kaufen und die Wohnungen an besonders benachteiligte Menschen 
zu vermieten. Auch die von der Stiftung für preisgünstigen Wohnraum erworbenen Gebäude sind 
in der Regel bewohnt. Eine Herausforderung ist es auch, einzelne Wohnungen für das «Housing 
First» zu finden. Im Rahmen von «Housing First Plus» möchte der Regierungsrat eine Immobilie 
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kaufen, die ausschliesslich und mit Betreuung wirtschaftlich benachteiligten Menschen mit unzu-
reichender Wohnkompetenz zur Verfügung steht. Im Fokus steht dabei ein nicht mehr genutztes 
Hotel. Voraussetzung dafür ist die Bewilligung der dafür beantragten Ausgaben durch den Grossen 
Rat. Im Ratschlag Soziales Wohnen Basel-Stadt schlägt der Regierungsrat auch die Schaffung 
einer Kompetenzstelle vor, die zusammen mit weiteren Akteuren die geeignete Unterstützung für 
die verschiedenen Anspruchsgruppen finden soll.  

2.2.3 Erwägungen der Petitionskommission 

Die Petitionskommission geht mit der Petentschaft einig darin, dass es in Basel mehr bezahlbaren 
und zugänglichen Wohnraum für wenig begüterte Menschen braucht. Sie anerkennt gleichzeitig 
das Bestreben des Regierungsrats, die Situation zu verbessern. Dass in Basel über 300 Menschen 
als wohnungslos gemeldet sind, stuft sie allerdings als Alarmzeichen ein. Dies lässt auf Defizite in 
der Wohnraumpolitik schliessen. Nach einer mit ihren finanziellen Möglichkeiten vereinbaren Woh-
nung suchen notabene nicht nur die als wohnungslos gemeldeten Personen, sondern auch viele 
weitere. 

Ein Fragezeichen setzt die Kommission hinter den von der Petentschaft ins Spiel gebrachten Lö-
sungsvorschlag, ist doch mit der Umwandlung von Büro- in Wohngebäude noch kein günstiger 
Wohnraum geschaffen. In der Tendenz dürfte die Umnutzung von grossen Büroflächen in – wie 
von der Petentschaft gefordert – kleine Wohneinheiten sogar überproportional aufwändig und teuer 
sein, braucht es doch für jede einzelne Wohnung eine Grundinfrastruktur (Nasszelle, Küche). Für 
obdachlose Einzelpersonen sind aber Wohnungen im untersten Preissegment gesucht. Die Idee, 
zu deren Beherbergung ein nicht mehr genutztes Hotel zu übernehmen, überzeugt die Kommission 
deshalb mehr. Der Umbaubedarf dürfte bei einem Hotel deutlich geringer sein als bei einem Büro-
gebäude. Zudem stünde ein leerstehendes Hotel im Gegensatz zu einem Wohnhaus mit vermiete-
ten Wohnungen rasch zur Verfügung. 

Mit Blick über die Zielgruppe der Petition hinaus kann sich die Petitionskommission durchaus vor-
stellen, dass die Umnutzung von Büroräumlichkeit zur Minderung der Wohnungsknappheit beitra-
gen kann. Dass sich aufgrund der Umbaukosten nicht jedes Bürogebäude dafür eignet, kann sie 
nachvollziehen. Die Umwandlung von Büro- in Wohnraum sollte aber nicht auf das Ziel der Schaf-
fung von günstigem Wohnraum reduziert und die Idee deshalb weiterverfolgt werden. Je mehr 
Wohnraum zur Verfügung steht, desto einfacher wird es auch für Leute mit kleinem Budget, eine 
Wohnung zu finden. Unter Einbezug des Aspekts der grauen Energie könnte sich zudem die Wirt-
schaftlichkeit von Umnutzungen künftig erhöhen.  

Da am Hearing einige Fragen offengeblieben sind, beantragt die Petitionskommission dem Gros-
sen Rat, die Petition dem Regierungsrat zur Stellungnahme innert sechs Monaten zu überweisen. 
Sie bittet um Beantwortung der folgenden Fragen: 

 Gemäss Verfassungsauftrag trifft der Kanton die notwendigen Massnahmen, damit im Kanton 
wohnhafte und angemeldete Personen sich einen ihrem Bedarf entsprechenden Wohnraum 
beschaffen können, dessen Mietzins oder Kosten ihre finanzielle Leistungsfähigkeit nicht über-
steigt. Verfügt der Regierungsrat über ein Gesamtkonzept zur Umsetzung dieses Auftrags – 
differenziert nach den verschiedenen armutsbetroffenen oder armutsgefährdeten Bevölke-
rungsgruppen? 

 Stuft der Regierungsrat die Umnutzung von Büroflächen in preisgünstigen Wohnraum als rea-
listisch ein? Wenn nein, welches sind aus seiner Sicht bessere Alternativen zur Gewährleis-
tung des verfassungsmässigen Rechts auf Wohnen? 

 Verfügt der Kanton über Liegenschaften im Verwaltungsvermögen, die sich zur Umnutzung in 
Wohngebäude eignen?  

 Wie vielen der als wohnungslos gemeldeten Personen könnte mit dem im Ratschlag Soziales 
Wohnen Basel-Stadt neu vorgeschlagenen Konzept «Housing First Plus» ein Dach über dem 
Kopf angeboten werden? Und welches weitere Potenzial besteht beim Konzept «Housing 
First»? 
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3. Stellungnahme des Regierungsrats 

Am Hearing der Petitionskommission vom 18. Dezember 2023 nahm die Leiterin der Fachstelle 
Wohnraumentwicklung als Vertreterin des Präsidialdepartements teil. Sie legte dar, wie die Umnut-
zung von Bürogebäuden in Wohnraum beurteilt wird und welche Aspekte es zu beachten gilt. Aus 
stadt- und standortentwicklerischer Sicht braucht es ein vielfältiges Angebot freier Büroflächen, da-
mit neue Unternehmen hier angesiedelt werden und in der Stadt Basel Arbeitsplätze in naher Dis-
tanz angeboten werden können. Der Leerstand an Büroflächen hat sich in den letzten Jahren auf-
grund einer Angebotsausweitung erhöht. Die Angebotsquote lag bis 2019 unter 3 Prozent und stieg 
dann auf über 5 Prozent an. Ein Leerstand in dieser Grössenordnung stuft der Regierungsrat als 
gesund ein — eine Auswahl an attraktiven Flächen ist eine wichtige Grundvoraussetzung dafür, 
dass sich Unternehmen entwickeln oder neu ansiedeln können. Weiter wies sie auch darauf hin, 
dass der Kanton in verschiedenen Zusammenhängen eine Umnutzung von Büroräumlichkeiten in 
Wohnraum geprüft hat und dass unter anderem ein ehemaliges Verwaltungsgebäude an der Hoch-
bergerstrasse zu Wohnungen umgewandelt wird. Ebenfalls zeigte sie auf, welche Massnahmen 
der Kanton zu Gunsten wirtschaftlich schwächerer Menschen auf dem Wohnungsmarkt ergriffen 
und geplant hat. 

In ihrem Bericht an den Grossen Rat vom 29. Januar 2024 zeigte die Petitionskommission Ver-
ständnis für das Anliegen der Petentschaft und geht mit ihr einig, dass es in Basel mehr bezahlba-
ren und verfügbaren Wohnraum braucht. Gleichzeitig anerkennt sie das Bestreben des Regie-
rungsrats, die Situation zu verbessern. Bemängelt wird jedoch, dass in Basel nach wie vor über 
300 Menschen als wohnungslos gemeldet sind (Anmerkung: dabei dürfte es sich um die Anzahl 
Meldeadressen beim Verein Schwarzer Peter handeln). Dies lasse auf Defizite in der Wohnraum-
politik schliessen. 

Die in diesem Zusammenhang von der Petitionskommission formulierten zusätzlichen Fragen be-
antwortet der Regierungsrat wie folgt: 

Gemäss Verfassungsauftrag trifft der Kanton die notwendigen Massnahmen, damit im Kanton 
wohnhafte und angemeldete Personen sich einen ihrem Bedarf entsprechenden Wohnraum be-
schaffen können, dessen Mietzins oder Kosten ihre finanzielle Leistungsfähigkeit nicht übersteigt. 
Verfügt der Regierungsrat über ein Gesamtkonzept zur Umsetzung dieses Auftrags — differenziert 
nach den verschiedenen armutsbetroffenen oder armutsgefährdeten Bevölkerungsgruppen? 

Mit Bericht vom 18. März 2020 hat der Regierungsrat zur Umsetzung der Initiative "Recht auf Woh-
nen" und des entsprechenden Artikels in der Kantonsverfassung (§ 11 Abs. 2 lit. c) berichtet. Unter 
Bezugnahme auf den Verfassungsauftrag lancierte der Regierungsrat das Wohnbauprogramm 
1'000+ und beantragte dem Grossen Rat 35 Millionen Franken für die Errichtung einer öffentlich-
rechtlichen Stiftung für preisgünstigen Wohnraum sowie 1,8 Millionen Franken für die Errichtung 
eines Fonds zur Finanzierung von Anteilscheinen für einkommensschwache Haushalte. Den Be-
schlüssen stimmte der Grosse Rat in der Folge zu. Im Rahmen des Wohnbauprogramms sind bis 
heute fast 100 neue preisgünstige Wohnungen realisiert worden. Die Stiftung wurde Ende 2021 
gegründet und ist derzeit Eigentümerin von vier Liegenschaften mit insgesamt 97 Wohnungen und 
einer Gewerbeeinheit. 

Spezifisch für armutsbetroffene Bevölkerungsgruppen führte der Kanton bis Ende 2023 drei Pilot-
projekte, die sich auch an von Obdachlosigkeit betroffene oder gefährdete Menschen richtet, durch: 
Die Koordinationsstelle für prekäres Wohnen, Housing First und die zentrale Anlaufstelle Wohnen. 
Letztere wurde aufgrund ausbleibender Wirkung und da auch Fachleute keine Notwendigkeit für 
die Weiterführung sahen, vorzeitig beendet. Die anderen beiden Pilotprojekte hingegen werden in 
angepasster respektive erweiterter Form weitergeführt und waren auch Teil des Rat-chlags "Sozi-
ales Wohnen", welcher auf einem vom Regierungsrat in Auftrag gegebenen gleichnamigem Ge-
samtkonzept beruht.1 Der Grosse Rat bewilligte am 6. März diesen Jahres knapp 4,5 Millionen 
Franken für die Jahre 2024-2027 zur Unterstützung des sozialen Wohnens und Umsetzung des 

                                                
1 Gesamtkonzept und Ratschlag abrufbar unter: https //grosserrat bs.ch/dokumente/100405/000000405172 pdf 
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Gesamtkonzepts. Dies umfasst unter anderem die Schaffung einer neuen Kompetenzstelle für so-
ziales Wohnen, die auch die Aufgaben der bisherigen Koordinationsstelle für prekäres Wohnen 
übernimmt. Die Kompetenzstelle ist im Zugang niederschwellig und Ansprechpartnerin sowohl für 
Einzelpersonen und Organisationen, die für ihre Klientel Unterstützung suchen, als auch für Ver-
mieterinnen und Vermieter. Weiter ist mit dem Beschluss des Grossen Rates auch die Finanzierung 
für unterstützende Massnahmen, wie Mietzinsgarantien, Übernahme von Doppelmieten und Wohn-
begleitungen sowie die Durchführung der Projekte Housing First und Housing First Plus gesichert. 

Stuft der Regierungsrat die Umnutzung von Büroflächen in preisgünstigen Wohnraum als realis-
tisch ein? Wenn nein, welches sind aus seiner Sicht bessere Alternativen zur Gewährleistung des 
verfassungsmässigen Rechts auf Wohnen? 

Grundsätzlich leistet die Umnutzung von Büroflächen in Wohnraum einen willkommenen Beitrag 
zur Schaffung von zusätzlichem Wohnraum. In der Praxis zeigt sich aber, dass eine Umnutzung 
von Büro- oder Gewerbeflächen in Wohnraum in der Regel mit hohen Umbaukosten verbunden ist. 
Büro- und Gewerbegebäude müssen unterschiedliche Anforderungen und Standards erfüllen. 
Wichtige Faktoren sind beispielsweise: 

- Gebäudetiefe: Oft weisen Bürogebäude grössere Gebäudetiefen auf, was die Einhaltung von 
Normen betreffend Tageslicht und der gesetzlichen Vorgaben zum Verhältnis Fenster- zu Bo-
denfläche erschwert. 

- Tragstruktur: Grosszügige tragende Strukturen ermöglichen eine freiere Raumeinteilung, klein-
teilige Tragstrukturen schränken Anpassungen ein. 

- Tragfähigkeit und Statik: Der Einbau von kleinteiligen Wohnungsstrukturen bringt tendenziell 
mehr Lasten ins Gebäude. 

- Versorgungsschächte: Anzahl und Position definieren die Lage von Sanitärinstallationen und 
Küchen bzw. den Umbauaufwand. 

- Erschliessung: Da Wohngebäude meist aus kleineren Einheiten bestehen als Bürokomplexe, 
erfordert eine Umnutzung oft zusätzliche Treppenhäuser. 

- Fassadenstruktur: Der Aussenbezug von Wohnungen ist grösser und bedarf im Vergleich zu 
Büros beispielsweise den Anbau von Balkonen und Loggien. 

- Weitere Faktoren: Eine Umnutzung in Wohnraum bedingt die Erfüllung weiterer baurechtlicher 
Bedingungen wie die Einhaltung von Brandschutzvorschriften oder die Schaffung von Abstell-
räumen, Veloabstellplätzen und Kinderspielplätzen. 

Tendenziell dürfte die Umnutzung von Büro- und Gewerbeflächen aus diesen Gründen eher nicht 
zu preisgünstigem respektive für armutsbetroffene Personen bezahlbarem Wohnraum führen, son-
dern zu Wohnraum im mittleren bis hohen Preissegment. Zwischen 2020 und 2023 sind durch die 
Umnutzung von Bürogebäuden über 200 Wohnungen entstanden. Letztlich ist es vor allem eine 
wirtschaftliche Frage, ob sich eine Umnutzung lohnt oder nicht. Die meisten Bürogebäude sind im 
Besitz von institutionellen Immobilieneigentümern, die die Marktsituation diesbezüglich gut ein-
schätzen können. 

Im Hinblick auf die Umsetzung des in der Kantonsverfassung festgehaltenen Rechts auf Wohnen 
legt der Regierungsrat seinen Fokus auf das Wohnbauprogramm 1’000+, die neue öffentlich- recht-
liche Stiftung für preisgünstigen Wohnraum und die Förderung des gemeinnützigen Wohnrauman-
gebots. In diesem Zusammenhang hat sich der Regierungsrat zum Ziel gesetzt, dass sich das 
Angebot an Genossenschaftswohnungen, vergünstigten Wohnungen im Finanzvermögen (v. a. 
durch das Wohnbauprogramm 1'000+) und Wohnungen der Stiftung im Kanton von derzeit knapp 
14% substanziell auf 25% im Jahr 2050 erhöht. Zu diesem Ziel trägt auch die im Wohnraumförder-
gesetz neu verankerte Drittelsquote für gemeinnützigen Wohnraum auf den Transformations-Are-
alen bei. Weitere Massnahmen zur Gewährleistung des Rechts auf Wohnen sieht der Regierungs-
rat in stärker zielgruppenorientierten Angeboten wie Housing First oder Housing First Plus oder 
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auch im Bereich subjektorientierter Massnahmen wie der Anpassung und zuweilen auch Erweite-
rung der Mietzinsbeiträge, wie sie der Regierungsrat dem Grossen Rat vorgeschlagen hat. 

Verfügt der Kanton über Liegenschaften im Verwaltungsvermögen, die sich zur Umnutzung in 
Wohngebäude eignen? 

Durch den Umzug des Amts für Umwelt und Energie in den Neubau an der Spiegelgasse wurde 
die Liegenschaft Hochbergerstrasse 158 frei. Eine Umnutzung des Verwaltungsgebäudes erschien 
machbar und sinnvoll, entsprechend wurde das Gebäude ins Finanzvermögen umgewidmet. Das 
Siegerprojekt sieht ca. 30 kompakt geschnittene Wohnungen mit einem zusätzlichen Angebot an 
attraktiven Gemeinschafts- und Arbeitsflächen vor. Mit dem Umnutzungsprojekt wird im Rahmen 
des Wohnbauprogramms 1000+ weiterer preisgünstiger Wohnraum geschaffen. Mit dem Erhalt der 
Baubewilligung startete 2023 die Realisierung mit den Rückbaumassnahmen. 

Des Weiteren wurde die Gesamtsanierung des 1934 eröffneten Wohn- und Geschäftshauses Bir-
sigstrasse 43,45 / Viaduktstrasse 60 (Rialto) soeben abgeschlossen. In diesem Zusammenhang 
werden in kleinem Umfang Büroräumlichkeiten zu Wohnraum umgenutzt (freiwerdende Flächen 
durch den Auszug des Sozialversicherungsgerichtes im 3. Stock). Eine weitere Umnutzung resp. 
Rückführung zu Wohnraum ist nach dem Auszug der KJPK (Kinder- und Jugendpsychiatrie) zurzeit 
bei der Liegenschaft in der Alemannengasse 60 im Wettsteinquartier im Gang. 

Nicht aus dem Verwaltungsvermögen, aber aus dem Finanzvermögen werden auf dem Areal Ro-
sental Mitte die ehemaligen für Bürozwecke umgenutzten Wohnbauten an der Maulbeerstrasse 
und Sandgrubenstrasse wieder für Wohnen verwendet. Die Projekte sind in der fortgeschrittenen 
Planung. Es entstehen insgesamt 82 neue Wohnungen im Wohnbauprogramm 1000+. 

Es zeigt sich, dass der Kanton das Thema Umnutzungen aktiv angeht. Bei freiwerdenden Liegen-
schaften im Verwaltungsvermögen prüft lmmobilien Basel-Stadt im Rahmen der künftigen Nutzung 
(Objektstrategie) standardmässig auch die Eignung einer Umnutzung zu Wohnraum. 

Ebenso prüft Immobilien Basel-Stadt potenzielle Kaufgelegenheiten immer auch im Hinblick auf 
eine Umnutzung zu Wohnraum. Beispielswiese sieht die Arealstrategie für die Anfang 2020 erwor-
bene Messehalle 3 die Realisierung von 150-200 Wohnungen im Programm 1’000+ vor. Derzeit 
laufen die Vorbereitungen für eine Konkretisierung der Wohnnutzung. Bis Ende 2027 wird die Mes-
sehalle 3 als provisorische Garage für die Elektrobusse der BVB genutzt. 

Wie vielen der als wohnungslos gemeldeten Personen könnte mit dem im Ratschlag Soziales Woh-
nen Basel-Stadt neu vorgeschlagenen Konzept «Housing First Plus» ein Dach über dem Kopf an-
geboten werden? Und welches weitere Potenzial besteht beim Konzept «Housing First»? 

Housing First Plus richtet sich an Personen, die in ihrer Wohnkompetenz stark eingeschränkt sind 
und eigentlich eine enge Wohnbegleitung brauchen, aber entsprechend strukturierte, institutionelle 
Angebote ablehnen oder keine Betreuung wünschen. Die Suche einer geeigneten Liegenschaft mit 
dem Potenzial von mindestens 30 Studios ist im Gang. Entsprechende Mittel für den Betrieb und 
Einmal-Investitionen für die Ausstattung sind vom Grossen Rat bewilligt worden. 

Das Programm Housing First wurde aufgebaut, damit private Vermieterinnen und Vermieter moti-
viert werden, ihren günstigen Wohnraum auch besonders benachteiligten Personen zur Verfügung 
zu stellen. Wenig überraschend zeigte der Pilot, dass es sehr schwierig ist, auf dem privaten Woh-
nungsmarkt geeignete Wohnungen zu akquirieren. Unterdessen ist Housing First aber bekannter 
in Basel-Stadt und dank dem Engagement der Leistungserbringerin Heilsarmee gelingt es immer 
wieder, angemeldete Personen in private Wohnungen zu vermitteln. Nachdem der Grosse Rat im 
März 2024 der Weiterführung von Housing First zugestimmt hat, wird nun der Leistungsauftrag 
submittiert. Unter Berücksichtigung, dass es weiterhin schwierig sein wird, an geeignete Wohnun-
gen zu gelangen, stuft der Regierungsrat eine jährliche Rate von acht bis zehn neue Vermittlungen 
als realistisch ein. 
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4. Einschätzung der Petitionskommission 

Die Petitionskommission dankt dem Regierungsrat für die ausführliche und informative Beantwor-
tung ihrer Fragen. Sie kann nachvollziehen, dass eine Umnutzung von Büroflächen in Wohnraum 
aufgrund der Gebäudestruktur oder anderer Gegebenheiten in vielen Fällen schwierig oder nicht 
wirtschaftlich ist. Viele private Investoren sehen trotz leerstehender Flächen von Umnutzungen ab. 
Unrealistisch sein dürfte insbesondere – wie von der Petition gefordert –, leerstehende Büroge-
bäude in für alle bezahlbaren, sprich günstigen, Wohnraum umzunutzen. 

Dennoch ist die Petitionskommission der Ansicht, dass die Umnutzung von Büroflächen in Wohn-
raum in Basel angesichts der Wohnungsknappheit ein Thema bleiben muss. Mit Überweisung des 
Anzugs Adrian Iselin und Konsorten betreffend Umnutzung Büroflächen zu Wohnraum hat der 
Grosse Rat den Regierungsrat am 15. November 2023 aufgefordert, zu prüfen und zu berichten, 
wie sich die Leerstände von Büroräumlichkeiten in Zukunft entwickeln und wie gross das zukünf-
tige, zusätzliche Potenzial in Bezug auf die Umnutzung von Büroflächen zu Wohnraum sein könnte. 
Im Sinne der Nachhaltigkeit dürfte zudem eine Umnutzung bestehender Gebäude sinnvoller sein 
als der Abriss und Neubau. In die entsprechenden Überlegungen können auch die Forderungen 
der Petition einbezogen werden. Die Petitionskommission beantragt dem Grossen Rat deshalb, die 
Petition Umnutzung leere Bürogebäude zu Wohnraum dem Regierungsrat zur abschliessenden 
Behandlung im Rahmen der Beantwortung des Anzugs Adrian Iselin und Konsorten betreffend 
Umnutzung Büroflächen zu Wohnraum zu überweisen. 

5. Antrag 

Die Petitionskommission beantragt dem Grossen Rat mit 11:0 Stimmen, die Petition «Umnutzung 
leere Bürogebäude zu Wohnraum» an den Regierungsrat zur abschliessenden Behandlung im 
Rahmen der Beantwortung des Anzugs Adrian Iselin und Konsorten betreffend Umnutzung Büro-
flächen zu Wohnraum zu überweisen. Sie hat den Präsidenten zum Sprecher bestimmt. 

 

Im Namen der Petitionskommission 

Christian C. Moesch 
Kommissionspräsident 


